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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten René Springer und der Fraktion der AfD  
– Drucksache 19/3103 – 

Sanktionspraxis im SGB II des Landes Brandenburg 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Im Jahr 2017 wurden einer halben Million Hartz-IV-Empfängern Sanktionen 
auferlegt, weil diese gegen die Auflagen der Behörden verstießen. Gegen 
204 000 erwerbsfähige Leistungsberechtigte wurden zwei oder mehr Sanktio-
nen ausgesprochen, 217 000 weiteren Hartz-IV-Empfängern wurde eine Sank-
tion auferlegt. 34 000 Personen wurde der Bezug von Hartz IV sogar völlig ge-
strichen (https://rp-online.de/politik/sanktionen-gegen-eine-halbe-million-hartz- 
iv-empfaenger_aid-23147889). 

V o r b e me r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g  
Zur Beantwortung dieser Kleinen Anfrage wurde das Zählkonzept der Anwesen-
heitsgesamtheit in der Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende verwen-
det. Es ist derzeit allerdings nicht möglich, unterhalb der Ebene der Bundesländer 
qualitätsgesicherte Auswertungen unter Verwendung dieses Konzepts zu erstel-
len. Daher erfolgt die Darstellung der Ergebnisse ausschließlich auf Ebene des 
Landes Brandenburg. 

1. a) Wie viele Sanktionen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Jahr 2017 auf Basis von § 31 Absatz 1 Nummer 1 des Zweiten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB II) im Land Brandenburg ausgesprochen (bitte nach 
Alter, Geschlecht, Nationalität, Bildungsstand, Zugehörigkeit zu Land-
kreisen und wenn möglich nach Art der Pflichtverletzung aufschlüsseln)? 

b) Wie viele Sanktionen wurden im Jahr 2017 auf Basis von § 31 Absatz 1 
Nummer 1 SGB II im Land Brandenburg ausgesprochen, weil keine aus-
reichenden Eigenbemühungen nachgewiesen werden konnten (bitte nach 
Alter, Geschlecht, Nationalität, Bildungsstand und Zugehörigkeit zu 
Landkreisen aufschlüsseln)? 

Die Fragen 1a und 1b werden gemeinsam beantwortet. 

Im Jahr 2017 wurden in Brandenburg insgesamt rund 34 400 Sanktionen festge-
stellt. Dabei wurden Personen, die mehrfach sanktioniert wurden, auch mehrfach 



Drucksache 19/3445 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

 
gezählt. Dies ist insbesondere bei der Interpretation der Differenzierung nach Per-
sonenmerkmalen zu beachten.  
Nicht ausreichende Eigenbemühungen werden im Sanktionsgrund „Weigerung 
Erfüllung der Pflichten der Eingliederungsvereinbarung“ erfasst. Eine weitere 
Differenzierung ist nicht möglich. Weitere Angaben, differenziert nach Art der 
Pflichtverletzung differenziert nach Geschlecht, Alter, Nationalität und Bildungs-
stand können der Tabelle zu Frage 1 entnommen werden. 

2. Wie vielen Leistungsberechtigten, die im Jahr 2017 im Land Brandenburg 
Leistungen nach dem SGB II erhalten haben, wurde nach Kenntnis der Bun-
desregierung im Jahr 2017 

a) gar keine Sanktion, 

b) ausschließlich eine Sanktion wegen eines Meldeversäumnisses, 

c) ausschließlich eine Sanktion wegen einer Pflichtverletzung, 

d) zwei oder mehr Sanktionen, 

e) zwei oder mehr Sanktionen ausschließlich wegen Meldeversäumnissen, 

f) eine komplette Streichung des Arbeitslosengeldes II, 

g) eine komplette Streichung des Arbeitslosengeldes II ausschließlich wegen 
Meldeversäumnissen 

auferlegt (bitte nach Alter, Geschlecht, Nationalität, Bildungsstand und Zu-
gehörigkeit zu Landkreisen aufschlüsseln)? 

Diese Frage kann nur näherungsweise beantwortet werden. Die Auswertung ba-
siert auf dem Konzept der Anwesenheitsgesamtheit. Nach diesem Konzept wer-
den alle Personen ermittelt, die in Brandenburg im Jahr 2017 an mindestens einem 
der zwölf statistischen Monatsstichtagen als erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
(ELB) erfasst waren. Für diese Personen wurde recherchiert, ob in diesem Zeit-
raum Sanktionen nach den gefragten Differenzierungen neu ausgesprochen wur-
den. Dabei ist zu beachten, dass die Summe der Anwesenheitsgesamtheiten der 
Teilgruppen nach Alter, Geschlecht und Nationalität nicht der Gesamtzahl der 
Anwesenheitsgesamtheit entspricht, vor allem, weil das Alter im Jahresverlauf 
wechselt. Die Unterscheidung nach der Schulbildung ist nur näherungsweise 
möglich, weil die Schulbildung nur für Personen zuverlässig erfasst wird, die als 
Arbeitsuchende geführt werden. 
Von den 191 000 ELB in Brandenburg, die an wenigstens einem Stichtag im Jahr 
2017 leistungsberechtigt waren, wurde für 176 000 in diesem Jahr keine Sanktion 
ausgesprochen. 3 400 ELB erhielten eine Sanktion ausschließlich wegen eines 
Meldeversäumnisses und 4 200 ausschließlich eine Sanktion wegen einer anderen 
Pflichtverletzung.  

Bei 7 500 ELB wurden zwei und mehr Sanktionen ausgesprochen, darunter 4 400 
ausschließlich wegen Meldeversäumnissen. Im Jahr 2017 wurden infolge einer 
neu ausgesprochenen Sanktion insgesamt 1 300 ELB die Leistungen komplett ge-
kürzt, darunter 200 ausschließlich wegen Meldeversäumnissen. Die Angaben – 
differenziert nach Geschlecht, Alter, Nationalität und Bildungsstand – sind in der 
Tabelle zu Frage 2 enthalten. 
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3. Wie vielen Leistungsberechtigten, die im Jahr 2017 im Land Brandenburg 

Leistungen nach dem SGB II erhalten haben, wurde nach Kenntnis der Bun-
desregierung im Jahr 2017 für ein Meldeversäumnis oder eine Pflichtverlet-
zung (bitte nach Ursachen differenzieren) während einer Zeit, in der sie dem 
Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen mussten, eine Sanktion auferlegt 
(bitte nach Alter, Geschlecht, Nationalität, Bildungsstand und Zugehörigkeit 
zu Landkreisen aufschlüsseln)?  

Diese Frage kann nur näherungsweise beantwortet werden (vergleiche auch die 
Hinweise in der Antwort zu Frage 2). Es ist nicht bekannt, ob der ELB zum Zeit-
punkt des Meldeversäumnisses bzw. der Pflichtverletzung dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung stehen musste. Es kann lediglich der Sanktionszugang für eine Person 
festgestellt werden, die zum Zeitpunkt der Sanktion nicht arbeitslos war. Danach 
wurde im Jahr 2017 in Brandenburg gegenüber insgesamt 7 200 nicht arbeitslo-
sen ELB eine Sanktion ausgesprochen. Die Angaben – differenziert nach den 
Sanktionsgründen sowie nach Alter, Nationalität und Bildungsstand – können der 
Tabelle zu Frage 3 entnommen werden. 

4. Wie vielen Leistungsberechtigten, die im Jahr 2017 im Land Brandenburg 
Leistungen nach dem SGB II erhalten haben, wurde nach Kenntnis der Bun-
desregierung im Jahr 2017 für ein Meldeversäumnis oder eine Pflichtverlet-
zung (bitte nach Ursachen differenzieren) während der Zeit ihrer Erwerbstä-
tigkeit eine Sanktion auferlegt (bitte nach Alter, Geschlecht, Nationalität, 
Bildungsstand und Zugehörigkeit zu Landkreisen aufschlüsseln)?  

Diese Frage kann nur näherungsweise beantwortet werden (vergleiche auch die 
Hinweise in der Antwort zu Frage 2). Es ist nicht bekannt, ob der ELB zum Zeit-
punkt des Meldeversäumnisses bzw. der Pflichtverletzung erwerbstätig war. Es 
kann lediglich der Sanktionszugang für eine Person festgestellt werden, die im 
Berichtsmonat des Sanktionszugangs Erwerbseinkommen bezogen hat. Danach 
wurden im Jahr 2017 in Brandenburg gegen insgesamt 2 800 ELB, die im jewei-
ligen Berichtsmonat Erwerbseinkommen bezogen haben, Sanktionen ausgespro-
chen. Die Angaben – differenziert nach den Sanktionsgründen sowie nach Ge-
schlecht, Alter, Nationalität und Bildungsstand – können der Tabelle zu Frage 4 
entnommen werden. 
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